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Umsetzung des Stilllegungsmoratoriums der Deutschen Bahn AG

V o r b e m e r k u n g  d e r  F r a g e s t e l l e r

Am 6. Dezember 2019 verkündete DB-Infrastrukturvorstand (DB = Deutsche 
Bahn) Ronald Pofalla, ein Stilllegungsmoratorium (siehe ZEIT ONLINE/
SPIEGEL vom 6. Dezember 2019). Demnach will der DB-Vorstand alle lau-
fenden Stilllegungsverfahren umgehend stoppen und dem Vernehmen nach bis 
auf weiteres keine neuen Stilllegungsverfahren nach § 11 des Allgemeinen Ei-
senbahngesetzes (AEG) einleiten. Eine im Infrastrukturressort der Deutschen 
Bahn AG angesiedelte Sondereinheit soll prüfen, welche auch bereits stillge-
legten Strecken schnell reaktivierbar sind und welche Strecken grundsätzlich 
Potential im Personen- und Güterverkehr haben. Demnach beabsichtigt die 
Deutsche Bahn ein Paket reaktivierungswürdiger Strecken im Frühjahr 2020 
vorzustellen, um anschließend mit Bund und Ländern eine mögliche Reakti-
vierung zu erörtern.

Bereits im Mai 2019 hatte sich der Verband Deutscher Verkehrsunternehmen 
(VDV) zusammen mit der Allianz pro Schiene für Streckenreaktivierungen 
stark gemacht und eine Liste mit reaktivierungswürdigen Strecken präsentiert, 
die einen Umfang von rund 3.000 Streckenkilometern hat (VDV, Auf der 
Agenda: Reaktivierung von Eisenbahnstrecken, 2019).
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Die Antwort wurde namens der Bundesregierung mit Schreiben des Bundesministeriums für Verkehr und digitale Infra­
struktur vom 23. März 2020 übermittelt.
Die Drucksache enthält zusätzlich – in kleinerer Schrifttype – den Fragetext.



 1. Für welche Eisenbahninfrastruktur haben Betreiber von Schienenwegen 
und Betreiber von Serviceeinrichtungen die dauernde Einstellung des 
Betriebes einer Strecke oder einer Serviceeinrichtung, eines für die Be-
triebsabwicklung wichtigen Bahnhofs oder die mehr als geringfügige 
Verringerung der Kapazität einer Strecke seit 1. Januar 2018 die dauern-
de Einstellung des Betriebes nach § 11 AEG beim Eisenbahn-Bundesamt 
(EBA) beantragt (bitte genaue Bezeichnung des Streckenabschnitts oder 
der Serviceeinrichtung)?

Für eine Darstellung der Anträge nach § 11 AEG, die von Eisenbahninfrastruk-
turunternehmen (EIU) des Bundes beim EBA gestellt wurden, wird auf An-
lage 1* verwiesen.
Im Übrigen liegen der Bundesregierung für Nichtbundeseigene Eisenbahnen 
wegen der Zuständigkeit der Länder für Genehmigungen gemäß § 5 Absatz 1a 
AEG keine eigenen Angaben vor.

 2. Welche Stilllegungsverfahren nach § 11 AEG hat die Deutsche Bahn AG 
nach der Ankündigung des „Stilllegungsmoratoriums“ am 6. Dezember 
2019 gestoppt bzw. den Antrag auf Stilllegung der betreffenden Eisen-
bahninfrastruktur zurückgezogen (bitte genaue Bezeichnung des Stre-
ckenabschnitts oder der Serviceeinrichtung)?

Nach Mitteilung des EBA wurde nach dem 6. Dezember 2019 kein Antrag von 
den EIU des Bundes nach § 11 AEG zurückgezogen.

 3. Hat die Deutsche Bahn AG nach dem 6. Dezember 2019 trotz Ankündi-
gung des „Stilllegungsmoratoriums“ Stilllegungsverfahren nach § 11 
AEG beim Eisenbahn-Bundesamt beantragt?

Wenn ja, für welche Strecke oder Serviceeinrichtungen, eines für die Be-
triebsabwicklung wichtigen Bahnhofs oder die mehr als geringfügige 
Verringerung der Kapazität hat die Deutsche Bahn AG die Stilllegung 
nach § 11 AEG beantragt (bitte genaue Bezeichnung des Streckenab-
schnitts oder der Serviceeinrichtung)?

Nach Mitteilung des EBA hat die DB Station&Service AG am 9. Januar 2020 
die Stilllegung der Verkehrsstation Blumenberg beantragt, an der zuletzt im 
Dezember 2018 Halte stattfanden.

 4. Ist das Stilllegungsmoratorium der Deutschen Bahn AG befristet?

Wenn ja, bis wann gilt das Stilllegungsmoratorium, und wie wird dieses 
begründet?

Nach Auskunft der Deutschen Bahn AG (DB AG) wird es vorerst keine 
Streckenstilllegungen geben.
Im Übrigen liegen der Bundesregierung keine weiteren eigenen Angaben vor.

* Von einer Drucklegung der Anlage wird abgesehen. Diese ist auf Bundestagsdrucksache 19/18398 auf der Internetseite 
des Deutschen Bundestages abrufbar.
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 5. Wird sich die Bundesregierung dafür einsetzen, dass das Stilllegungs-
moratorium bis auf weiteres fortgeführt wird, um den weiteren Verlust 
von Eisenbahninfrastruktur des Bundes zu unterbinden?

Wenn nein, warum nicht?

Das Stilllegungsmoratorium dauert an. Pläne zur Einflussnahme kommen des-
halb nicht in Betracht.

 6. Nach welchen Kriterien will die bei der DB Netz AG angesiedelte Son-
dereinheit (siehe SPIEGEL vom 6. Dezember 2019) die Auswahl der 
reaktivierungswürdigen Strecken vornehmen?

Nach Auskunft der DB AG bilden die zu erwartenden verkehrlichen Effekte, 
die Eigentumsverhältnisse und der Streckenzustand die Grundlage der Bewer-
tung des Reaktivierungspotentials. Die Länder und Aufgabenträger werden 
frühzeitig in die Bewertung mit einbezogen, um sicherzustellen, dass eine Ver-
kehrsbestellung für die potentiell reaktivierten Strecken zu erwarten ist.

 7. Hat die Bundesregierung der Sondereinheit bei der DB Netz AG Vor-
gaben bei den anzuwendenden Auswahlkriterien gemacht?

Wenn ja, welche Kriterien zur Auswahl der reaktivierungswürdigen 
Strecken hat die Bundesregierung gemacht?

Wenn nein, warum hat die Bundesregierung ihren Einfluss auf die Zu-
kunft von Eisenbahninfrastruktur des Bundes an dieser Stelle nicht gel-
tend gemacht?

Die Reaktivierung einer Strecke erfolgt nur dann, wenn sie anschließend wirt-
schaftlich betrieben werden kann. Dies setzt ein ausreichendes und nachhaltiges 
Verkehrsaufkommen, z. B. durch eine Bestellung von Schienenpersonennahver-
kehr durch den jeweiligen Aufgabenträger, voraus.
Vorgaben der Bundesregierung zu den Auswahlkriterien sind nicht erforderlich.

 8. Welche Strecken im Netz der Bundesschienenwege untersucht die Son-
dereinheit konkret (bitte Strecken mit VzG-Streckennummer – VzG = 
Verzeichnis der örtlich zulässigen Geschwindigkeiten – und unter An-
gabe der Streckenlänge benennen)?

10. Welche Rolle spielt bei der Arbeit der Sondereinheit der DB Netz AG die 
im Mai 2019 vom Verband Deutscher Verkehrsunternehmen (VDV) zu-
sammen mit der Allianz pro Schiene präsentierte Liste reaktivierungs-
würdiger Eisenbahnstrecken?

Die Fragen 8 und 10 werden aufgrund ihres Sachzusammenhangs gemeinsam 
beantwortet.
Nach Auskunft der DB AG stehen die öffentlich präsentierten und diskutierten 
Reaktivierungsvorschläge (z. B. VDV- und DBV-Listen sowie veröffentliche 
Länderanalysen) im Vordergrund. Insgesamt gibt es ein Portfolio von ca. 300 
Strecken mit insgesamt rund 5.300 km Länge. Es wird auf die Anlage 2* ver-
wiesen.

* Von einer Drucklegung der Anlage wird abgesehen. Diese ist auf Bundestagsdrucksache 19/18398 auf der Internetseite 
des Deutschen Bundestages abrufbar.
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 9. Bis wann soll die genannte Sondereinheit zur Auswahl von aussichts-
reichen Reaktivierungsprojekten ihre Arbeit abschließen und die entspre-
chenden Strecken präsentieren?

Ziel der DB AG ist es, im 3. Quartal 2020 ein bewertetes Portfolio an potentiel-
len Reaktivierungsmaßnahmen vorlegen zu können.

11. Welches Prozedere ist nach Veröffentlichung der Reaktivierungsliste 
durch die besagte Sondereinheit bei der DB Netz AG mit Bund und Län-
dern vereinbart?

Nach Auskunft der DB AG wird das Ergebnis der Bewertung dem Bund und 
den Ländern vorgestellt. Die Länder werden zudem im Zuge der Bewertung 
miteinbezogen.

12. Wird sich die Sondereinheit der DB Netz AG auch mit dem Thema Tras-
sensicherung bei stillgelegten Strecken (Verhinderung der Freistellung 
nach § 23 AEG) und anderen Teilen der Eisenbahninfrastruktur befassen, 
um den dauerhaften Verlust von „bahngewidmeten“ Trassen bzw. Flä-
chen wirksam zu unterbinden?

Wenn nein, warum nicht?

Nach Auskunft der DB AG werden auch Verfahren nach § 23 AEG geprüft.

13. Welche Initiativen plant die Bundesregierung, um die Freistellung von 
Bahnbetriebszwecken bei Eisenbahnstrecken und anderen Betriebsanla-
gen der Eisenbahn (§ 23 AEG) künftig restriktiver zu handhaben und nur 
noch in begründeten Ausnahmefällen zuzulassen?

Nach der derzeitigen Rechtslage erfolgen Freistellungen von Bahnbetriebszwe-
cken nur auf Antrag und nach den restriktiven Voraussetzungen des § 23 AEG: 
kein aktuelles Verkehrsbedürfnis und langfristige Nutzung nicht zu erwarten.
Allgemeine Voraussetzungen für ein gegenwärtiges Fehlen von Verkehrsbe-
dürfnis und Nutzung im Rahmen der Zweckbestimmung sind u. a., dass
– keine Anträge auf Nutzung von Schienenwegkapazitäten vorliegen,
– kein Betrieb mehr auf den dem Anwendungsbereich des § 11 AEG unter-

liegenden Anlagenteilen erfolgt, d. h. die Anlagen sind stillgelegt bzw. es 
gibt einen bestandskräftigen Bescheid mit Stichtag der Stilllegung und

– keine Nutzung als nichtöffentliche Eisenbahn vorgesehen ist.
Ob eine langfristige Nutzung der Eisenbahninfrastruktur im Rahmen der 
Zweckbestimmung nicht mehr zu erwarten ist, folgt auch aus Planungsabsich-
ten auf regionalplanerischer und kommunaler Ebene. So können Eisenbahn-
betriebsanlagen für den Ausbau des öffentlichen Verkehrs durch Beibehaltung 
des Verkehrszwecks erhalten und der Ausbau durch Dritte ermöglicht werden.
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